
CIRS-Fall
Zentral-anticholinerges Syndrom 
(ZAS) wird nicht erkannt

Im Oktober 2016 stellte die Platt-
form „CIRSmedical Anästhesiologie“ 
einen interessanten Fall des Monats 
vor. 
Eine gesunde Patientin entbindet 
spontan im Kreißsaal. Postpartal blu-
tet sie nach, was einen Eingriff in 
Narkose erforderlich macht. Nach 20 
Minuten bei guter Spontanatmung 
kann sie bereits extubiert werden. 
Der übergebende Assistenzarzt der 
Anästhesie zieht den diensthaben-
den Intensivarzt (ebenfalls ein Anäs-
thesist) hinzu, da die Patientin 

„komisch“ sei und nicht richtig wach 
würde. Auffällig ist, dass die Patien-
tin auf Aufforderungen nur teilweise 
adäquat reagiert, die Augen nicht 
öffnet, nicht spricht, die Arme nicht 
heben kann und ebenso wenig in 
der Lage ist, die Hand zu drücken. 

Der Verdacht auf einen Narkoseüber-
hang wird geäußert. Da keine lang-
wirksamen Medikamente verwendet 
wurden, die Patientin suffizient 
spontan atmet und die Narkose mitt-
lerweile eine Stunde her ist, scheint 

ein Überhang allerdings ausgeschlos-
sen. Eine Stunde und zahlreiche 
Untersuchungen später hat sich der 
Zustand der Patientin kaum verän-
dert. 

Der Oberarzt der Anästhesie wird 
erneut in Kenntnis gesetzt. Er äußert 
den Verdacht auf ein ZAS und emp-
fiehlt die Gabe von Pyridostigmin. 
Der Anästhesist verabreicht darauf-
hin Neostigmin und Atropin. Am 
nächsten Morgen macht der Intensiv
arzt seine Morgenrunde und findet 
die Patientin immer noch mit der 
beschriebenen Symptomatik. Bei der 
Übergabe an den Frühdienst wird der 
Chefarzt sofort stutzig und ordnet 
die Gabe von Pyridostigmin an. Das 
ZAS wird somit erfolgreich therapiert.  

Auch wenn keine langfristigen Kon-
sequenzen entstanden sind, musste 
die Patientin unnötiger Weise eine 
ganze Nacht an den Symptomen 
eines Zentralen Anticholinergen Syn-
droms leiden. Keiner der Assistenz-
ärzte erkannte das ZAS. Aus unkla-
ren Gründen wurde das nicht zent-
ral-wirkende Neostigmin verabreicht 
und der Dienstarzt der Intensivsta-
tion überprüfte nicht die Wirksam-
keit der Therapie. 
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Link zum Fall: www.cirs-ains.de/files/
fall-des-monats/FdMOktober2016.
pdf

Dr. med. Patricia Klein
Ärztliche Geschäftsführerin

Take-Home-Message
■	 Das ZAS wird wahrscheinlich 

durch eine Blockierung zent-
raler, muskarin-cholinerger 
Neurone beziehungsweise 
durch ein vermindertes An
gebot von Acetylcholin im 
ZNS ausgelöst. 

■	 ZAS kommt nach einer All-
gemeinanästhesie in ca. ein 
bis zwei Prozent der Fälle vor.

■	 Eine Fortbildung zum ZAS 
kann sinnvoll sein, um das 
Wissen über Symptome und 
Therapie (Pyridostigmin!) 
wieder etwas mehr in Erin-
nerung zu rufen.

■	 Der Diensthabende darf nie-
mals die Verantwortung für 
seinen Patienten abgeben 
und muss regelmäßig den 
Therapieerfolg kontrollieren.

Patientenverfügung 
nur mit Arzt!

Im Juli 2016 (AZ XII ZB61/16)  und 
im Februar 2017 (AZ XII ZB604/15) 
hat der Bundesgerichtshof (BGH) 
zwei Urteile gefällt, die für die Erstel-
lung von Patientenverfügungen ext-
rem wichtig sind. In beiden Fällen 
ging es um die Frage, welche Anfor-
derungen eine Patientenverfügung 
erfüllen muss, um rechtlich bindend 
zu sein.

Ärzte und hier insbesondere die 
Intensivmediziner haben schon oft 
darauf hingewiesen, dass die Formu-
lierung „...wünsche ich keine lebens-
erhaltenden oder lebensverlän-
gernde Maßnahmen...“ oder ähnli-
che, im konkreten Behandlungsfall 
breiten Interpretationsspielraum las-
sen. Der Wille des Patienten, um den 

es letztendlich geht, ist durch solche 
allgemeinen Formulierungen nicht 
wirklich zu erfassen. Daher hat der 
BGH auf der einen Seite konkretere 
Anforderungen an eine Patientenver-
fügung gestellt. Aber er hat auch 
festgelegt, dass im Falle einer unkon-
kreten Formulierung der mutmaßli-
che Wille des Patienten zur Not 
gerichtlich geklärt werden muss.

Die Sächsische Landesärztekammer 
hatte auf Basis des ersten Urteils die 
Formulierungsvorschläge für Patien-
tenverfügungen gemeinsam mit 
Juristen angepasst. Sie stehen seit 
Februar 2017 zur Verfügung:
www.slaek.de/ → Patienten

Eine Patientenverfügung kann recht-
lich bindend auch ohne ärztliche und 



notarielle Begleitung erstellt und 
unterschrieben werden. In Anbe-
tracht der komplexen Situationen, 
für die sie letztendlich gilt, ist eine 
ärztliche Beratung bei der Erstellung   
jedoch dringend anzuraten. Viele 
Fragen tauchen erst mit den konkre-
ten Formulierungen auf und sind 
praktisch immer nur durch Ärzte zu 
beantworten. 

Die Vorlage der Sächsischen Landes-
ärztekammer (siehe auch im Weite-
ren) bietet viele Formulierungsvor-
schläge, die ein geführtes Gespräch 
mit den Patienten erheblich erleich-
tern und eine rechtssichere Patien-
tenverfügung auf dem Boden der 
neuen BGH-Urteile ermöglichen.

Ziel einer Patientenverfügung
Ziel einer Patientenverfügung ist die 
Bekundung eigener Wünsche und 
Vorstellungen im Bezug auf die 
medizinische Behandlung und Pflege 
bei Einwilligungsunfähigkeit. Es mag 
eine Selbstverständlichkeit sein, aber 
solange ein Patient sich äußern kann, 
ist sein Wille immer führend und 
zwar durchaus unabhängig von sei-
ner Patientenverfügung. Eine Patien-
tenverfügung ersetzt nicht das Ge
spräch mit dem Patienten, solange 
es möglich ist.

Rechtsverbindlichkeit
Die Patientenverfügung erlangt ihre 
Rechtsverbindlichkeit aus §1901 a, 
§1901 b und §1904 BGB. Die in der 
Patientenverfügung festgelegten 
Wünsche eines Patienten müssen 
von den behandelnden Ärzten und 
gegebenenfalls vom Betreuer be
rücksichtigt werden, es sei denn, der 
Patient hat vor Eintritt der Einwilli-
gungsunfähigkeit andere und somit 
aktuellere Wünsche geäußert. Diese 
Rechtsverbindlichkeit gilt auch über 
den Tod hinaus, was im Falle der 
Freigabe der Organe bei Eintreten 
des Hirntodes zu berücksichtigen ist 
(siehe dort).

Formale Erfordernisse
Die Patientenverfügung muss schrift-
lich erstellt werden, allerdings nicht 
unbedingt handschriftlich. Sie ist 
eigenhändig mit Datum zu unter-
schreiben und es macht Sinn, die 

Verfügung aktuell zu halten und bei 
Bedarf an die aktuelle Lebenssitua-
tion anzupassen. Wünschenswert, 
aber nicht zwingend, ist ein Zeuge, 
der bestätigt, dass der Verfasser im 
Vollbesitz seiner geistigen Kräfte ist. 
Auch dieser sollte mit Datum eigen-
händig unterschreiben.

Ergänzungen oder Änderungen soll-
ten immer mit zusätzlicher Unter-
schrift und Datum versehen sein.

Aufbewahrung
Patientenverfügungen sollten immer 
so aufbewahrt werden, dass sie im 
Ernstfall auch gefunden werden. 
Was sich trivial anhört, ist in der Not-
fallsituation oft ein großes Problem. 
Sinnvoll ist daher,  gegebenenfalls 
auch mehrere identische Exemplare 
zu erstellen und bei Angehörigen 
beziehungsweise beim behandeln-
den Hausarzt zu deponieren. Das 
Zentrale Vorsorgeregister (ZVR) bei 
der Bundesnotarkammer ist die 
Registrierungsstelle für private sowie 
notarielle Vorsorgevollmachten, Be
treuungsverfügungen und Patienten-
verfügungen aus dem ganzen Bun-
desgebiet. Sinnvoll ist, einen Ver-
merk über den Ablageort der Patien-
tenverfügung gemeinsam mit der 
Versichertenkarte aufzubewahren.

Vorlage der Sächsischen 
Landesärztekammer

Zur Situation
Zunächst wird klar formuliert, dass 
die Patientenverfügung nur gültig ist, 
wenn der Patient nicht mehr zur Wil-
lensbildung fähig ist (zum Beispiel 
Demenz) oder seinen Willen nicht 
mehr äußern kann. Solange eine wie 
auch immer geartete Kommunika-
tion mit dem Patienten persönlich 
möglich ist, sind behandelnde Ärzte 
an den aktuellen Patientenwillen 
gebunden. Dass hierbei die Patien-
tenverfügung als Hintergrundinfor-
mation hilfreich ist, muss nicht be
tont werden.

Anschließend werden konkrete Situ-
ationen zum Ankreuzen vorgeschla-
gen, zum Beispiel Eintritt des Sterbe-
prozesses, unheilbare Krankheiten 
und weitere relevante Situationen. 

Zur Behandlung beziehungsweise 
Unterlassung von Behandlungen
Hier gibt es viele und sehr konkrete 
Optionen, nicht nur das Thema Beat-
mung, sondern auch die künstliche 
Ernährung, die Dialyse, die Reanima-
tion, Gabe von Antibiotika und vieles 
mehr. 
Darüber hinaus wird auch das 
Thema der Begleitung (zum Beispiel 
durch Seelsorger) und das Thema 
Obduktion angesprochen. Hier zeigt 
sich sehr deutlich, wie wichtig die 
Beratung durch einen Arzt ist, denn 
hier ergeben sich eine Vielzahl von 
Fragen, die nur im Gespräch geklärt 
werden können und gegebenenfalls 
konkreter ausformuliert werden 
müssen. Ein Notar oder ein Rechts-
anwalt können hier nicht wirklich 
weiterhelfen, da das Gros der Fragen 
erfahrungsgemäß medizinisch ist.

Organspende
Ein wichtiges Thema findet sich am 
Ende der Patientenverfügung, näm-
lich die Option, Organe zur Organ-
spende freizugeben. Dies ist durch-
aus bis ins hohe Alter möglich und 
immer im Einzelfall zu prüfen. Aber 
hier ergibt sich oft zwangsläufig ein 
Konflikt, wenn die Patientenverfü-
gung eine Beatmung ausschließt, die 
Feststellung des irreversiblen Hirn-
funktionsausfalls (sogenannter Hirn-
tod) aber eine Beatmung für eine 
gewisse Zeit unabdingbar macht. 
Diese Diskrepanz wird durch fol-
gende Formulierung geklärt:

„Ich stimme trotz meiner oben ge
nannten Verfügung einer Entnahme 
meiner Organe nach meinem Tode 
zu Transplantationszwecken zu. Mir 
ist bewusst, dass Organe nur nach 
irreversiblem Ausfall der Hirnfunktio-
nen bei aufrechterhaltenem Kreislauf 
entnommen werden können. Des-
halb gestatte ich ausnahmsweise für 
den Fall, dass bei mir eine Organ-
spende medizinisch in Frage kommt, 
die kurzfristige (Stunden bis höchs-
tens wenige Tage umfassende) 
Durchführung intensivmedizinischer 
Maßnahmen zur Bestimmung der 
Hirnfunktionen nach den Richtlinien 
der Bundesärztekammer und zur an
schließenden Entnahme der Organe.“
Diese Formulierung ist nicht nur für 
Patienten gut zu verstehen, sondern 
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auch für die behandelnden Intensiv-
mediziner eine absolut eindeutige 
Anweisung. Sollte der Hirntod nach 
Richtlinie letztendlich nicht festge-
stellt werden können, eine Organ-
entnahme also nicht möglich sein, so 
greift wieder die ursprüngliche Pati-
entenverfügung als Wille des Patien-
ten. Damit ist ausgeschlossen, dass 
ein Zustand eintritt, der mit der Pati-
entenverfügung ursprünglich ausge-
schlossen werden sollte.

Vergütung der Beratung
Es ist die Frage, wie die ärztliche 
Begleitung bei der Erstellung einer 
Patientenverfügung vergütet werden 
kann. Denn die Beratung ist nicht im 
Leistungsumfang der gesetzlichen 

Krankenversicherungen enthalten, 
was sehr bedauerlich ist. Es ist eine 

„über das notwendige Maß hinaus-
gehende“ Beratung und als solche 
über die GOÄ abzurechnen. Dazu 
bedarf es eines vorab zu schließen-
den Behandlungsvertrages. Vorschlä
ge zu den Analogziffern, die nach 
GOÄ abrechenbar sein können, fin-
den sich im Internet. Wir möchten 
hier insbesondere auf die ausführli-
chen Vorschläge der KV Sachsen in 
den KV-Mitteilungen 12/2009 hin-
weisen.

Fazit:
■	 Eine Patientenverfügung sollte, 

wenn irgend möglich, mit ärztli-
cher Begleitung erstellt werden. 

Nur so ist gewährleistet, dass tat-
sächlich der Wille des Patienten 
erfasst wird.

■	 Der Ablageort sollte (vor allem 
den Angehörigen!) bekannt sein.

■	 Die Formulierungen müssen mög
lichst konkret sein. Vorschläge 
bietet die Vorlage der Sächsi-
schen Landesärztekammer.

■	 Der Ausschluss einer Beatmung 
beziehungsweise intensivmedizi-
nischen Behandlung schließt eine 
Organspende nicht aus. Zur 
Organspende sollte immer am 
Ende der Patientenverfügung Be
zug genommen werden.

Dr. med. Patricia Klein
Ärztliche Geschäftsführerin




